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Nachrichten aus dem Mieterbund
Bonn/Rhein-Sieg/Ahr

Mitgliederversammlung 2017
� DiediesjährigeMitglieder-

versammlung des Mieter-
bundes Bonn wurde von DMB-
Bundesdirektor Lukas Sieben-
kotten geleitet, der auch die Mo-
deration der anschließenden Po-
diumsdiskussion übernahm.
Unter der Überschrift „Was sa-
gen die Bundestagskandidaten
zur Wohnungspolitik?“ stellten
sich Elisabeth Winkelmeier-Be-
cker, rechtspolitische Spreche-
rinderCDU,UlrichKelber,Parla-
mentarischer Staatssekretär im
Justizministerium, SPD, Katja
Dörner, stellvertretende Frakti-
onsvorsitzende von Bünd-
nis90/Die Grünen, und der Kan-
didat der Linken, Jürgen Rep-
schläger, den Fragen des Bun-
desdirektors desDMB.

Finanzierung des
Wohnungsbaus ab 2020?

Die Frage, die dem Mieterbund
unter den Fingernägeln brennt,
ist, wie man das Problem lösen
will, dass der Bund nach 2019
den Wohnungsbau nicht mehr
finanzieren darf, weil diese Auf-
gabe auf die Länder übergehen
soll. Dies ist ein Ergebnis der Fö-
deralismusreform, die zu einer
Grundgesetzänderung geführt
hat. Zurzeit fördert der Bund den
öffentlich geförderten Woh-
nungsbau nochmit circa 1,5 Mil-
liarden Euro.
Ulrich Kelber (SPD) setzte sich
für eine Grundgesetzänderung
ein, auf jedenFall für Sonderpro-
gramme des Bundes für den öf-

fentlich geförderten Wohnungs-
bau.
Elisabeth Winkelmeier-Becker
(CDU) verwies auf den Kompro-
miss mit den Ländern, wonach
sie bei derUmsatzsteuer begüns-
tigt würden. Deswegen müssten
dieLändernun tatsächlich inZu-
kunft den Wohnungsbau selbst
finanzieren.
Da alle Fraktionen der Auffas-
sung waren, es müsse noch sehr
viel mehr gebaut werden als bis-
her, vor allem im Bereich des
preiswerten Wohnens, ist die
Frage,wie esweitergehen soll.

Bislang keineMittel
fürWohnungsbau im

Haushalt NRW

In der Koalitionsvereinbarung
zwischen FDP und CDU in NRW
steht hierzu bisher nichts, so
dass man befürchtenmuss, dass
die entsprechenden erheblichen

Mittel nicht im NRW-Haushalt
eingebracht werden, zumal ab
2020 die sogenannte Schulden-
bremse gilt, das heißt keine neu-
en Kredite aufgenommen wer-
den dürfen.
Auch Katja Dörner (Bündnis
90/Die Grünen) setzte sich für ei-
ne deutliche Erhöhung der Bun-
desmittel ein und verwies noch
auf andere Strukturfragen des
Wohnungsbaus, wie zum Bei-
spiel die Wiedereinführung ei-
ner Wohnungsgemeinnützig-
keit.
Jürgen Repschläger (Die Linke)
setzte sich ebenfalls für eine
neue Gemeinnützigkeit ein. Lei-
der sei der gemeinnützige Woh-
nungsmarkt zerschlagen wor-
den und befände sich in der
Hand von stark renditeorientier-
tenUnternehmen.
Elisabeth Winkelmeier-Becker
(CDU) betonte, dass der Woh-

nungsbau vor allen Dingen über
eine steuerliche Erleichterung
unterstützt werden müsse, zum
Beispiel durch eine Verbesse-
rung der AfA. Wenn hierdurch
Wohnungen im Hochpreisseg-
mententstünden,hättediesüber
einen Sickereffekt eine Entlas-
tung für den Wohnungsmarkt
unddamit für alle Bürger.
Ulrich Kelber (SPD) verwies da-
rauf, dass das Mietrecht auf je-
den Fall noch weiter verbessert
werden müsse, zum Beispiel
durch eine Schärfung der Miet-
preisbremse, Regelungen zur
Modernisierung und Standards
für Mietpreisspiegel. Diese Re-
formvorhaben seien in der gro-
ßen Koalition von der CDU blo-
ckiert worden. Sickereffekte
würden in der Regel auf dem
Wohnungsmarkt nicht funktio-
nieren. Viele Mieter hätten we-
gen ihrer hohenMieten auch gar
nicht mehr das Geld, auf ein Ei-
genheim zu sparen oder Steuer-
vorteile in Anspruch zu nehmen.
Die AfA-Steuervorteile seien im
Übrigenungerecht,weil siehohe
Einkommen begünstigen. Statt
mit der Gießkanne zu fördern,
wäreessinnvollerunmittelbar in
den Ballungsräumen den Bedarf
zu befriedigen.
Katja Dörner (Bündnis 90/Die
Grünen) verwies als Vorstands-
mitglied des Mieterbundes auf
die Stellungnahme des Verban-
des zur Kritik an der neuen Lan-
desregierung. Sie unterstütze
ausdrücklichdiesePosition. �

� EineneueArtvon„Kosten-
multiplikationen“ haben

gerade große Wohnungsunter-
nehmen für sich entdeckt. Ganz
beliebt sind hierbei die Neben-
kostenabrechnungen. Bau-
grund/Treureal, DIWO, Vonovia
sowie die LEG sind derzeit füh-
rend. Es geht um nicht nachvoll-

ziehbare Gartenpflegekosten,
Hausmeistertätigkeiten und Rei-
nigungsarbeiten.
Baugrund/Treureal gehen zum
Beispieldavonaus,dassdie„Ser-
vice-Points“, die Mängelanzei-
gen entgegennehmen, den Mie-
tern berechnet werden können.
Das ist falsch. Es handelt sich um

eine Verwaltungstätigkeit, die
derVermieter zahlenmuss.
Die Kosten für Hausmeister, Gar-
tenpflege undCo. sind generell zu
hoch. Die Krönung ist, dass oft
noch nicht einmal gewährleistet
ist, dass die Arbeiten überhaupt
durchgeführt werden. In einigen
Wohnanlagen verdoppeln, ver-

dreifachen sich die Kosten sogar.
Frei nach dem Motto „Warum
günstigwirtschaften,wenn’sdoch
derMieterzahlt?“wollenvieleUn-
ternehmen Kasse machen. Doch
diese Rechnung wurde ohne den
Mieterbundgemacht. Erwirdwei-
ter hiergegen vorgehen. Zum
SchutzeseinerMitglieder. �

AAuuff  ddeemm  PPooddiiuumm  ((vv..  ll..))::  JJüürrggeenn  RReeppsscchhllääggeerr,,  UUllrriicchh  KKeellbbeerr,,  LLuukkaass
SSiieebbeennkkootttteenn,,  EElliissaabbeetthh  WWiinnkkeellmmeeiieerr--BBeecckkeerr  uunndd  KKaattjjaa  DDöörrnneerr  
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Große Wohnungsunternehmen – große Probleme
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� Auch wenn sich gerade
viel bewegt auf dem Woh-

nungsmarkt in Spanien, ist es
dennoch so, dass es weder für
Mieter noch für Vermieter ein
verlässliches Mietrecht gibt und
die alten Strukturen sich nur
langsam ändern können, und
das bei explodierenden Mieten
auf dem knappen Mietwoh-
nungsmarkt. 
Um sich einen Überblick über das
deutsche Mietrecht, Mietspiegel,
Zweckentfremdung, Mietpreis-
bremse und die Organisation
„Mieterbund“ geben zu lassen,
hatte der Vorsitzende der Stif-
tung Catalunya Europa, Ernest
Maragall, Bernhard von Grün-
berg und Heike Keilhofer in die
Räume der EU-Kommission in
Barcelona geladen. In einer gro-
ßen Runde mit Vertretern des
Wohnungsamtes der Stadt Bar-
celona, der Universität, Genos-
senschaftsbanken, Architekten,
Mieterinitiativen, der Plattform
gegen Enteignungen, des Eigen-
tümervereins, der Presse sowie
mit der Vertreterin der Katalani-
schen Regierung in Deutschland,

Marie Kapretz, berichtete zu-
nächst der Wirtschaftswissen-
schaftler Jordi Angusto über die
historische und aktuelle Woh-
nungssituation in Spanien und
die eingeschränkten rechtlichen
Möglichkeiten der verschiede-
nen Akteure.
Statt Eigentum jetzt Miete
War der Kauf vor wenigen Jahren
noch ein gesellschaftliches Muss
und spielte der Mietenmarkt fast
keine Rolle, hat sich dies jetzt
grundlegend geändert. 
Ein Teilnehmer formulierte es so:

Wir haben drei große Probleme:
1. keine bezahlbaren Mietwoh-
nungen, 2. junge Erwachsene,
die bei ihren Eltern wohnen blei-
ben müssen, weil sie keine Woh-
nung finden, 3. viele junge Men-
schen, die in den nächsten Jah-
ren auf einen Wohnungsmarkt
ohne Angebot drängen werden. 
Hinzu werden viele Wohnungen
dem Markt entzogen, weil sie
stattdessen an Touristen vermie-
tet werden. 
Alle Akteure waren sich darüber
einig, dass die Einführung eines

Felix von Grünberg erhält 
Preis für soziales Engagement

Spanien: Ein Wohnungsmarkt fast ohne Mietrecht

sozialen Mietrechts, das Sicher-
heit für beide Seiten bietet, ge-
nauso wichtig ist wie die Förde-
rung von sozialem Wohnungs-
bau sowie die Gründung von
Mietervereinen. 
Bernhard von Grünberg und Hei-
ke Keilhofer, die bereits seit lan-
gem Gespräche mit der Regie-
rung Katalonien, Vertretern der
Stadt Barcelona und dem Woh-
nungsamt, der Mieterbewegung,
Sozialpolitikern geführt hatten,
boten auch weiterhin ihre Unter-
stützung an.                                                 �

Bonnopoly: Eine Stadt 
wird ausverkauft

Premiere am 9. September 2017

� Realität toppt Fantasie,
dachte sich wohl das

Team um Ulf Schmidt und Volker
Lösch vom Schauspiel Bonn, als
sie sich näher mit dem Woh-
nungsmarkt in Bonn beschäftig-
ten. Zwischen dem Politkrimi
WCCB, UN-Standort, den stei-
genden Mieten, großen interna-
tionalen „Heuschrecken“, dem
bewussten Ausverkauf der städ-
tischen Wohnungen, der Ver-

drängung aus Stadtvierteln, fan-
den sie genug „Stoff“, um daraus
ein ganzes Theaterstück zu pro-
duzieren. 
Der Mieterbund verlost zweimal
zwei Karten für die Vorstellung
am 1. Oktober 2017, um 19.30
Uhr. Hierfür eine Mail mit Namen
und Betreff „Theaterkarten Ver-
losung“ bis 31. August 2017 an
keilhofer@mieterbund-bonn.de
senden. �

AAuuss  ddeenn  HHäännddeenn  ddeerr  PPrräässiiddeennttiinn  ddeess  KKaattaallaanniisscchheenn  PPaarrllaammeenntteess,,
CCaarrmmee  FFoorrccaaddeellll,,  eerrhhiieelltt  BBeerrnnhhaarrdd  „„FFeelliixx““  vvoonn  GGrrüünnbbeerrgg  ddeenn  PPrreeiiss
ddeerr  AAPPEECCCC,,  VVeerrbbaanndd  KKaattaallaanniisscchheerr  ZZeeiittsscchhrriifftteenn  uunndd  ZZeeiittuunnggeenn,,  ffüürr
sseeiinn  ssoozziiaalleess  EEnnggaaggeemmeenntt  uunndd  sseeiinneenn  EEiinnssaattzz  ffüürr  mmeehhrr  DDeemmookkrraattiiee..
BBeerrnnhhaarrdd  vvoonn  GGrrüünnbbeerrgg  ppllääddiieerrtt  sseeiitt  JJaahhrreenn  ffüürr  eeiinnee  AAuuffaarrbbeeiittuunngg
ddeess  SSppaanniisscchheenn  BBüürrggeerrkkrriieeggeess  uunndd  ddeerr  DDiikkttaattuurr,,  wwaarr  ooffffiizziieelllleerr
WWaahhllbbeeoobbaacchhtteerr  iinn  KKaattaalloonniieenn,,  uunntteerrssttüüttzztt  ddeenn  AAuuffbbaauu  eeiinneerr  MMiiee--
tteerroorrggaanniissaattiioonn  uunndd  sseettzztt  ssiicchh  aakkttiivv  ffüürr  eeiinnee  ffrriieeddlliicchhee  uunndd  ddeemmookkrraa--
ttiisscchhee  LLöössuunngg  iimm  KKoonnfflliikktt  zzwwiisscchheenn  SSppaanniieenn  uunndd  KKaattaalloonniieenn  eeiinn..
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HHeeiikkee  KKeeiillhhooffeerr,,
FFrraanncceesscc  CCoolloomméé,,
MMaarriiee  KKaapprreettzz,,
BBeerrnnhhaarrdd  vvoonn
GGrrüünnbbeerrgg,,  EErrnneesstt
MMaarraaggaallll,,  CCllaarraa
MMaarrttiinneezz,,  JJoorrddii
AAnngguussttoo  uunndd  PPeerree
AAllmmeeddaa  ((vv..  ll..))
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� „Die Koalition aus CDU
und FDP in NRW lebt of-

fensichtlich in einer anderen
Welt. Aus ihrer Koalitionsver-
einbarung muss man schließen,
dass es in NRW keinen ‚erhöh-
ten Wohnungsbedarf‘ gibt und
deswegen alle Sondervorschrif-
ten des Bundes für diese Gebiete
nicht gelten sollen. 
Für Bonn und den Rhein-Sieg-
Kreis hat dies schlimme Auswir-
kungen. Die Koalition stärkt vor
allem die Rechte und Möglich-
keiten unseriöser Vermieter“, so
Bernhard von Grünberg, Vorsit-
zender des Mieterbundes Bonn.
Der Bund, das heißt die Regie-
rung, die von der SPD und der
CDU getragen wird, hat Vor-
schriften zum Mietrecht und zur
Regelung auf dem Wohnungs-
markt erlassen, die in „Gebieten
mit erhöhten Wohnungsbedarf“
spezielle Regelungen beinhal-
ten sollten. 
Die neue Landesregierung will
jetzt offensichtlich nicht wahr-
haben, dass es solche Gebiete in
NRW überhaupt gibt, obwohl
diese Gebiete durch sachver-
ständige Institute, auf entspre-
chenden Datengrundlagen,

auch zum Beispiel von der NRW
Bank, bestimmt worden sind.
Bisher gehörten Bonn und der
Rhein-Sieg-Kreis in die Katego-
rie „Gebiet mit erhöhtem Woh-
nungsbedarf“. 
� Nach Auffassung der neuen
CDU/FDP-Koalition dürfen die
Mieten jetzt um 20 statt 15 Pro-
zent alle drei Jahre im Rahmen
der ortsüblichen Vergleichsmie-
te (Kappungsgrenzenverord-
nung) steigen.
� Bei Umwandlung von Miet- in
Eigentumswohnung kann der
neue Eigentümer schon nach
drei und nicht erst nach acht
Jahren Eigenbedarf geltend ma-
chen und den Mietern kündigen
(Kündigungssperrfristverord-
nung). 
� Eine Zweckentfremdungsver-
ordnung darf es nicht mehr ge-
ben. Das heißt, jeder Vermieter
kann Wohnungen leer stehen
lassen, Wohnungen zum Bei-
spiel in Büroraum umwandeln,
kurzfristige Mietverträge wie in
einem Hotel (Kurzurlaubswoh-
nungen, Wohnungen für Pa-
tientenaufenthalte) vereinba-
ren. 
� Das Wohnungsaufsichtsge-

Landesregierung: In NRW 
gibt es keinen „erhöhten 
Wohnungsbedarf“

MieterZeitung
digital 

� Der Mieterbund Bonn hat-
te bereits im letzten Jahr in

der Dezemberausgabe 2016 be-
richtet, dass die MieterZeitung
aufgrund der steigenden Porto-
gebühren sich den modernen
Zeiten anpassen muss. Die Alter-
native zu der herkömmlichen
Ausgabe ist eine digitale Mieter-
Zeitung. Hierdurch kann der Ver-
ein die Kosten stabil halten, Sie
auch weiterhin professionell mit
Infos aus dem Dachverband,
dem Landesverband und natür-
lich Ihrem Verein informieren,
und er muss vor allem nicht we-
gen der steigenden Portogebüh-
ren die Beiträge erhöhen. Das
geht aber nur dann, wenn mög-
lichst viele Mitglieder auf die di-
gitale Ausgabe umsteigen wer-
den. 
Der Deutsche Mieterbund, unser
Dachverband in Berlin, kann
jetzt sagen, dass der Verein ab
2018 umstellen kann, wahr-
scheinlich sogar schon früher. 
Der Verein bittet nochmals alle
Mitglieder, sich zu überlegen, ob
sie dieses Angebot annehmen
möchten. Wenn ja, dann benö-
tigt er Ihr schriftliches Einver-
ständnis per Mail an keilho-
fer@mieterbund-bonn.de, Stich-
wort: Digitale MieterZeitung.
Bitte geben Sie Ihre Mitglieds-
nummer an, und vielleicht wol-
len Sie ja auch gleich den
Newsletter bestellen.                          �

� Wer schon mal im
Wartezimmer

beim Mieterbund Bonn
gesessen hat und dort
seine Zeit mit Surfen ver-
bringen wollte, weiß, es
geht nicht. Der Stahlbe-
ton des Gebäudes ver-
hindert jeglichen Emp-
fang. Das geht gar nicht,
zumal viele Mitglieder
wichtige Dokumente auf
ihren Smartphones ha-

ben, die sie während einer Bera-
tung schlicht den Rechtsbera-
tern nicht zeigen oder auch
nicht mailen können. 
Der Verein hat daher ein sepa-
rates WLAN-Netz für seine Mit-
glieder aufgebaut, damit sie in
den Räumen der Geschäftsstel-
le auch im Internet surfen kön-

nen. Seit Juli wird dieser Service
kostenlos zur Verfügung ge-
stellt. Bitte einfach direkt beim
Empfang nach dem Zugangs -
code fragen, Code unter
MB_Guest eingeben und los
geht’s.

Grafik: Kai Ackermann 
(Auszubildender)

Geschäftsstelle Bonn jetzt auch mit WLAN 

setz soll überprüft werden. Das
heißt, der Vermieter darf die
Wohnung vernachlässigen,
überbelegen etc. und damit sehr
viel mehr Geld verdienen, als
dies bei seriösen Vermietern üb-
lich ist. 
� Die „Mietpreisbremse“ soll
überhaupt in NRW nicht mehr
gelten. Das heißt, Neuvermie-
tungsmieten können unbe-
grenzt steigen. Sie führen dann
bei der Fortschreibung von
Mietspiegeln zu drastischen Er-
höhungsmöglichkeiten für alle
Mieter. 
„Mir ist es völlig unverständ-
lich, dass die neue Regierungs-
koalition damit die Politik der
Bundesregierung konterkariert.
Auch die ‚Mietpreisbremse‘ war
in der Bundestagswahl Wunsch
der Kanzlerin Angela Merkel.
Der Mieterbund und sicherlich
auch seine Mitglieder fühlen
sich betrogen. Die jetzt be-
schlossenen radikalen Verände-
rungen waren nicht Gegenstand
des Wahlkampfes in NRW, so
dass sich die Wählerinnen und
Wähler auch nicht hieran orien-
tieren konnten“, so Bernhard
von Grünberg. �


